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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) zur Änderung der Haushaitsordnung 

vom 25. Aprii 1973 für den Gesamthaushaitspian der Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, ins- 
besondere auf Artikel 78 f, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 183, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

die Durchführung einiger Vorhaben der Gemein- 
schaften erstreckt sich notwendigerweise über meh- 
rere Jahre; 

die Bindung der für diese Vorhaben vorgesehenen 
Mittel findet oft während mehrerer Haushaltsjahre 
statt; 

die für diese Vorhaben gebundenen Haushalts- 
mittel können nicht im Laufe des Haushaltsjahres 
verbraucht werden, für welches sie veranschlagt 
worden sind, da die Zahlung der diesen Vorhaben 
entsprechenden Ausgaben sich auf mehrere Jahre 
verteilt; 

es ist zweckmäßig, für diese Vorhaben zwischen 
den Mitteln zu unterscheiden, die zur Erfüllung der 
rechtlichen Verpflichtungen erforderlich sind, und 
denen, die zur Zahlung der entsprechend dieser 
Verpflichtungen durchgeführten Vorhaben notwen- 
dig werden; 

eine solche Unterscheidung berührt weder die all- 
gemeine Regel der Jährlichkeit des Haushalts noch 
die besonderen Bestimmungen, die bereits für einige 
Ausgaben getroffen worden sind — 

HAT FOLGENDE HAUSHALTSORDNUNG 
ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Haushaltsordnung vom 25. April 1973 für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wird wie folgt geändert: 


Titel II, Abschnitt II, wird durch folgenden Artikel 

16 a ergänzt: 

„Artikel 16 a 

1. Sind die Haushaltsmittel zur Durchführung von 
Mehrjahresvorhaben bestimmt, so sind aus dem 
Haushaltsplan in Hinblick auf diese Vorhaben 

a) die Verpflichtungsermächtigungen 

b) die Zahlungsermächtigungen 
zu ersehen. 

2. Die Verpflichtungsermächtigungen sind dazu be- 
stimmt, die Deckung aller rechtlichen Verpflich- 
tungen zu ermöglichen, welche die Kommission 
eingehen kann. Sie stellen die Höchstgrenze der 
Ausgaben dar, für die die Kommission Ausga- 
benverbindlichkeiten eingehen darf. 

Die Verpflichtungsermächtigungen, die am Ende 
des Haushaltsjahres, für welches sie im Haus- 
haltsplan eingesetzt worden sind, nicht gebunden 
sind, bleiben bis zu ihrer Aufhebung im Wege 
des Haushaltsverfahrens gültig. 

3. Die Zahlungsermächtigungen stellen die Höchst- 
grenze der Ausgaben dar, die während eines 
Haushaltsjahres zur Deckung der im Laufe des 
Haushaltsjahres oder im Laufe früherer Haus- 
haltsjahre eingegangenen Verbindlichkeiten an- 
gewiesen oder geleistet werden können. 

4. Die Vorhaben, auf welche dieser Artikel Anwen- 
dung findet, werden - auf Vorschlag der Kom- 
mission - im Rahmen des Haushaltsverfahrens 
bestimmt. 

5. Die Erläuterungen zu den Haushaltslinien, die für 
diese Vorhaben bestimmt sind, enthalten, wenn 
die Durchführungsbedingungen dieser Vorhaben 
es erlauben, einen als Anhalt dienenden Fällig- 
keitsplan über die voraussichtlichen Bindungen 
und Zahlungen der folgenden Haushaltsjahre." 


Artikel 2 

Diese Haushaltsordnung tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitei mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 27. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fi 45/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. August 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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